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Heil im Abbau der Sozialsysteme ge-
sucht wird. Die MillionärInnen und
Konzernvorstände dieser Republik
und dieser Welt lehnen sich an ihren
Pools zurück und lachen sich
schlapp, wenn die MieterInnen, Ar-
beitnehmerInnen und Sozialleis-
tungsempfängerInnen dieser Repu-
blik und dieser Welt bereitwillig Ein-
sparungen hinnehmen und die Sen-
kung des Spitzensteuersatzes for-
dern. „Wir müssen doch alle sparen
... Na ja wenn’s Arbeitsplätze bringt.“
– Seit über 20 Jahren heißt es, dass
„Sparmaßnahmen“ und Geschenke

an „die Wirtschaft“ zu Arbeitsplät-
zen führen; die Vollbeschäftigung
müsste längst verwirklicht sein.

Und Einsparungen sind natür-
lich immer nur ganz unten dringend
notwendig. Die UnternehmerInnen
sparen Arbeitsplätze, die Reichen
sparen sich die Steuerzahlungen und
pro Atlantiküberquerung ein paar
Bonusmeilen, da darf der klägliche
Rest nicht außen vor stehen – und
Papa Staat hilft beim Sparen. Und die
Masse lässt es sich gefallen.

Die „traditionalistischen Beton-
köpfe“ namens Chumbawumba san-

gen einmal: „Sie brechen Euch die
Beine und Ihr sagt auch noch Dan-
ke, wenn sie Euch danach Krücken
anbieten.“ Die gebetsmühlenartigen
Phrasen wie, „die Kassen sind leer“,
„es ist kein Geld da“ oder „wir müs-
sen sparen“ bleiben nicht ohne Wir-
kung. Ein anderer „Betonkopf“ na-
mens Rio Reiser hätte darauf aber
gesungen:

„Alles Lüge!“

Cabeza de Hormigon
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Bevor sich unsere gesellschaftliche
Elite in den nichtitalienischen Som-
merurlaub begaben, haben sie noch
rechtzeitig den Streik der IG Metall
für eine 35 Stunden-Woche in Ost-
deutschland niedergeschlagen. Un-
ternehmerverbände und von ihnen
bestellte „Experten“, ost- und west-
deutsche PolitikerInnen von Clement
bis Gysi, gleichgeschaltete Medien
von Bild bis taz – sie alle waren sich
einig: der „unvernünftigen“ IG Me-
tall, dem Flaggschiff der deutschen
Gewerkschaftsbewegung, müsse ein
entscheidender Schlag versetzt wer-
den. Unterstützt wurden sie dabei
von gewerkschaftlichen „Moderni-
sierern“, wie dem Opel-Gesamt-
betriebsratsvorsitzenden Klaus
Franz, von Klaus Zwickel und Bert-
holdt Huber. Der mächtige Propagan-
daapparat der IG Metall kochte wäh-
rend des Streikes auf Sparflamme und
die Führung stellte in der Begrün-
dung für den Arbeitskampf um die

Wie weiter mit den Gewerkschaften?
Zu den Auswirkungen des Streiks in Ostdeutschland

35-Stundenwoche überwiegend die
Gerechtigkeitsfrage in den Mittel-
punkt und nicht die Produktivitäts-
zuwächse bzw. die bereits im voran-
gegangenen Tarifvertrag festgeleg-
te Verhandlung über die Arbeitszeit-
verkürzung. Damit wurde es Medi-
en, Regierung und ArbeitgeberInnen
einfach gemacht: „Der Gerechtigkeit
für den Osten“, wurde die Sicherung
von Arbeitsplätzen und Produktions-
standorten durch längere Arbeitszei-
ten gegenüber gestellt.

 Ohne das Treffen der Tarifkom-
mission und die Urabstimmung ab-
zuwarten (ohne demokratische Legi-
timation durch die Basis), haben die
„Modernisierer“ der IG Metall den
Arbeitskampf um die 35-Stunden-
Woche in Ostdeutschland für been-
det erklärt. Damit bleiben die Kolle-
gen in den neuen Ländern Beschäf-
tigte zweiter Klasse. Das gewerk-
schaftliche Grundprinzip: „Gleicher
Lohn für gleiche Arbeit“ ist das ei-

gentliche Opfer der hausgemachten
Streikniederlage in Ostdeutschland.
Und schlimmer: Der Flächentarifver-
trag ist tot. Zwar wirken dessen Re-
gelungen für die derzeit Festange-
stellten nach, aber nun muss in je-
dem einzelnen Betrieb ein Haustarif-
vertrag durchgesetzt werden. Dabei
stehen alle Regelungen des Mantel-
tarifs, zum Beispiel die Übernahme der
Azubis, auf dem Spiel.

Beschäftigte in Ost und West
werden die Folgen dieser Niederlage
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zu spüren bekommen: Ob Flächen-
tarifvertrag oder 35-Stunden-Woche
– all das steht nun auch in den alten
Bundesländern zur Disposition.
Ebenso deuten die halbherzigen „Pro-
teste“ gegen Schröders asoziale
„Agenda 2010“ darauf hin. Offen-
sichtlich will die Gewerkschaftsspitze
keinen konsequenten Kampf, we-
der gegen Sozialabbau noch
für tarifliche Forderungen.

Europa is
watching you

Ein weiterer Skandal steht
hinter dem jetzigen Scher-
benhaufen: Bereits 1997 wur-
den vom Europäischen Metallarbei-
terverband (EMB) klare Richtlinien
für eine gesamteuropäische Tarifpo-
litik beschlossen. Ziel war es Lohn-
dumping zu verhindern, also der Ab-
wärtsspirale des Standortwettbe-
werbs entgegenzutreten. Diese
Richtlinien fordern überall eine
Jahresarbeitszeitbegrenzung  von
1750 Stunden pro Jahr. Das ent-
spricht ziemlich genau der 35-
Stundenwoche.

Der Arbeitskampf in Ostdeut-
schland hätte also als Teil einer von
europäischen Gewerkschaften ge-
meinsam vereinbarten, über nationa-
le Grenzen hinweg denkenden, soli-
darischen Politik geführt werden
können. Dazu hätte es jedoch eines
deutlichen Signals der Gewerkschaf-
ten bedurft, dass sie sich grundsätz-
lich der destruktiven Logik von unter-
nehmenszentrierten, nationalen Wett-
bewerbspositionen verweigern. Sie
hätten auch im Hinblick auf die so
genannte „öffentliche Meinung“,
insbesondere bei Millionen abhän-
gig Beschäftigten in anderen Bran-
chen, ein erkennbares und attrakti-
ves Alternativmodell gegen die Pro-
pagandafront von Konzernen und
konzerntreuen Regierungen anbieten

können. Ein Signal, dass auch in die
ArbeitnehmerInnenschaften der Bei-
trittsländer und eventuell über die
europäischen Grenzen hinaus hätte
strahlen können. Nichts von alldem
wurde umgesetzt.

Sozialdumping
everywere

 Warum wurde der Arbeitskampf von
der IG Metall-Spitze so unprofes-
sionell, halbherzig und teilweise mit
Sabotage in den eigenen Reihen ge-
führt? Sicher ist, dass ein ernsthafter
Arbeitskampf  zu einem Bruch mit
Rot/Grün geführt hätte. Dies sollte
verhindert werden, denn die Führung
hat immer noch immenses Interesse,
mit SPD und den Grünen zu koope-
rieren. Zumal es zwischen Gewerk-
schaften und Partei viele personelle
Übereinstimmungen gibt. Es existiert
der Irrglaube, durch Lobbyarbeit in
der SPD-Fraktion ArbeitnehmerIn-
nen-Interessen durchsetzen zu kön-
nen. Die politischen Koordinaten
hierfür haben sich aber in den letzten
Jahren deutlich verschoben: SPD
und Grüne haben sich eindeutig auf
die Seite der Arbeitgeber geschlagen
und ließen sich deren neoliberales
Programm aufdrücken. Was an den
sgn. Reformvorhaben der Agenda
2010 und dem Hartz-Konzept mehr als
deutlich wird. Rot/Grün ist nun zu
einem „Umschlagplatz“ geworden,
auf dem in enormer Geschwindigkeit
eine Umverteilung von unten nach
oben betrieben wird.

Daran beteiligt sich die Gewerk-
schaftsspitze. Für die Erhaltung des
Standortes Deutschland forcierten
die gewerkschaftlichen „Moderni-
sierer“ schon in den vergangenen
Jahren eine „moderate Lohnpolitik“,
initiierten das „Bündnis für Arbeit
und Wettbewerbsfähigkeit“, entwar-

fen Öffnungsklauseln für Tarif-
verträge und gaben verschie-
dener Orts Unterstützung bei
dem Abschluss von Standort-
vereinbarungen. In diesem Zu-
sammenhang verloren die Ge-
werkschaften in den letzten
Jahren immer mehr ihre Funk-

tion als Interessenvertretung
der abhängig Beschäftigten und

der sozial Schwachen.

Bündnis für Mehrarbeit

Bereits 1995 richteten Zwickel und
Schröder mit dem „Bündnis für Ar-
beit“ sieben Forderungen an die Un-
ternehmerbündnispartnerInnen und
verzichteten daraufhin auf Arbeits-
kampfmaßnahmen – in 8 Jahren wur-
den keine realisiert. Aber: Die Real-
löhne sanken und ebenso der Anteil
der Löhne und Gehälter am Sozial-
produkt. Die Gewerkschaftsspitze
stimmte auch der Reduzierung der
fälschlicherweise sgn. „Lohnneben-
kosten“ zu. Da diese in Wirklichkeit
Bruttolohn sind, geht es um von den
Unternehmen geforderte Lohnkür-
zungen. Mit dieser Bündnispolitik
wurden und werden ArbeiterInnen
und Angestellte seit Jahren zusätz-
lich belastet, den Sozialsystemen Mil-
liarden entzogen und weitere Angrif-
fe auf deren Bestand initiiert.

 Bei den Angriffen auf die gesetz-
liche, solidarisch verfasste Renten-
versicherung haben die Gewerk-
schaften ihre Aufgabe, Widerstand
zu organisieren, nicht erfüllt. Der
Wille zu orientieren, zu mobilisieren
und zu kämpfen fehlte. Es ging nicht
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Verschärfter Ausbeutung überlassen
Rent me! - Auf dem Markt der kleinen Preise

Leiharbeit wird nicht erst seit der Hartz-Gegenreform als
Instrument zur Beschäftigungsförderung betrachtet. Die
Realität ist freilich eine andere. Über die aktuelle Rechts-
lage und soziale Wirklichkeit versucht dieser Artikel in
Grundzügen zu informieren.

Leiharbeit –
was ist das?

Von Leiharbeit wird gesprochen,
wenn der Arbeitgeber (Verleiher)
„seinen“ Arbeitnehmer für eine
bestimmte Zeit einem Dritten
(Entleiher) zur Arbeitsleistung
zur Verfügung stellt. Der Entlei-
her erhält damit Arbeitgeber-
funktionen (Anspruch auf Ar-

beitsleistung, Weisungsrecht,
Schutzpflichten). Das Arbeitsver-
hältnis mit dem Verleiher bleibt
aber bestehen, so dass er weiter
zur Lohnzahlung verpflichtet ist.
Wird der Arbeitnehmer von vorn-
herein mit dem Ziel eingestellt,
ihn gewerblich zu verleihen, wird
von unechtem Leiharbeitsver-
hältnis bzw. Arbeitnehmer-
überlassung (ANÜ) gesprochen.

lediglich um unbedeutende Korrek-
turen, es ging und geht um die Zer-
störung des gesetzlichen Sozial-
systems im Profitinteresse der Unter-
nehmerInen und zu Lasten der ab-
hängig Beschäftigten. Die soziale Si-
cherheit soll den krisenanfälligen Fi-
nanzmärkten und den kapitalisti-
schen Versicherungskonzernen aus-
geliefert werden. Dieser erste Schritt
wurde erwartungsgemäß das Ein-
fallstor zur umfassenden Zerstörung
und „Privatisierung“ (Profitisierung!)
des gesetzlichen Sozialsystems.

Zwangsarbeit

Und weiter werden im Rahmen der
Agenda 2010 mit Hartz und der SPD/
Grünen-Regierung und mit Zustim-
mung der gewerkschaftlichen Moder-
nisierer die bestehende Drangsalie-
rung der Arbeitslosen weiter ver-

schärft und die Leistungen weiter
gekürzt. Seit 1975 wurden die Zumut-
barkeitsregelungen acht Mal ver-
schärft. Die Arbeitslosenzahlen ha-
ben sich vervierfacht. Die von den
Lohnabhängigen weitgehend bei-
tragsfinanzierte Arbeitslosenversi-
cherung wird mit dem Ziel zweckent-
fremdet, einen Niedriglohnsektor zu
schaffen, um den Unternehmen
preiswerte und rechtlose Zwangsar-
beiterInnen und Zwangsangestellte
zur Verfügung zu stellen.

Die Folgen: Weitere Erosion des
Tarifsystems, der regulierten Arbeits-
systeme, von Arbeitsschutzrechten,
Auflösung der kollektiven Durchset-
zungskraft von Gewerkschaften und
der Vertretungsmöglichkeiten von
Betriebsräten. Es werden keine neu-
en Arbeitsplätze entstehen, sondern
durch Rotation nur schlechtere. Die-
se Gesetze verschlechtern die Le-

bens- und Arbeitsbedingungen der
Arbeitslosen und aller Lohn- und
Gehaltsabhängigen.

Die Antwort kann nicht „Marke-
ting“, Anpassung und Unterwerfung
unter Kapital- und identischen Re-
gierungsinteressen sondern konse-
quenter, parteiunabhängiger Kampf
für die Interessen der abhängig Be-
schäftigten, RentnerInnen und Ar-
beitslosen sein.

Zur Erinnerung: Die abhängig
Beschäftigten schließen sich zu Ge-
werkschaften zusammen und zahlen
Beiträge, damit sich  Arbeits- und Le-
bensbedingungen verbessern und
die erkämpften Positionen verteidigt
werden – nur dazu sind die Gewerk-
schaften legitimiert. Zum Verzichten,
zum Kungeln brauchen wir keine Ge-
werkschaften.

Micha Wittich


